
 

 

 
 
 
 

Darf ein Architekt seinen Bauherren rechtlich beraten? 
 
 
 
 
 
 
 

Es stellt sich immer wieder die Frage, ob und wenn ja in welchem Umfang der Architekt 
seinen Bauherren rechtlich beraten muss und ob er dies überhaupt darf. 
 
Grundsätzlich ist es die Aufgabe der Anwaltschaft Rechtsdienstleistungen zu 
erbringen. Unter einer solchen Rechtsdienstleistung versteht das 
Rechtsdienstleistungsgesetz „jede Tätigkeit in konkreten fremden Angelegenheiten, 
sobald sie eine rechtliche Prüfung des Einzelfalls erfordert“. 
 
Das Gesetz sieht eine Ausnahme von diesem Grundsatz vor. Danach sind einem 
Architekten Rechtsdienstleistungen erlaubt, wenn sie als Nebenleistung zum Berufs- 
oder Tätigkeitsbild gehören. Ob eine solche zulässige Nebenleistung vorliegt, bestimmt 
sich nach deren Inhalt, Umfang und sachlichen Zusammenhang mit der Haupttätigkeit 
unter Berücksichtigung der Rechtskenntnisse, die für die Haupttätigkeit erforderlich 
sind. Entscheidend ist somit die Frage, ob die Tätigkeit zum Berufsbild des Architekten 
gehört. Dies ist letztlich immer eine Frage des Einzelfalls. 
 
Zu den geschuldeten und erlaubten Tätigkeiten zählen beispielsweise die 
grundsätzliche Beratung des Bauherren über die bauplanungs- und 
ordnungsrechtlichen Vorgaben inklusive Brandschutzvorschriften, Abstandsflächen 
etc., das Prüfen von Angeboten und Nachträgen, das Erarbeiten der 
Vergabevorschläge und die Rechnungsprüfung.  
 
Der Architekt ist hingegen nicht berechtigt und nicht verpflichtet, Bauverträge zu prüfen 
oder gar zu erstellen. Erlaubt ist insofern allenfalls der Hinweis auf gebräuchliche 
Vertragsmuster, wobei die Anpassung solcher Muster im Einzelfall wiederum den 
Rechtsanwälten obliegt. Auch steuerliche Beratungen darf und muss der Architekt in 
der Regel nicht erbringen. 
 
Nicht gestattet ist dem Architekten beispielsweise auch die Beratung des Bauherren 
zur Kündigung eines Bauvertrages. 
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So hat das OLG Koblenz am 07.05.2020 beschlossen: 
 

1. Die Empfehlung des Architekten an den Bauherrn, einen bestimmten 
Bauvertrag zu kündigen, ist eine unerlaubte Rechtsdienstleistung und keine 
zulässige Nebenleistung i.S.d. § 5 RDG. Sie verpflichtet zum deliktischen 
Schadensersatz nach § 823 BGB. 
 
2. Wäre die Empfehlung eine zulässige Nebenleistung i.S.d. § 5 RDG, würde 
der Architekt nach §§ 631, 280 BGB haften, wenn sie falsch war. 

 
Das OLG Koblenz lässt offen, inwieweit dem Architekten evtl. gewisse 
rechtsdienstleistende Tätigkeiten im Bereich des Mängel- und Fristenmanagements zu 
gestatten sind. Jedenfalls werden die Grenzen der erlaubten Nebenleistung dann 
überschritten, wenn ein Architekt in Bezug auf die Geltendmachung konkreter 
Sekundärrechte im Außenverhältnis tätig wird. Die Prüfung der Zweckmäßigkeit und 
Zulässigkeit einer Kündigung ist regelmäßig so komplex und hat meist ein so hohes 
Risikopotential für den Bauherren, dass sie den Anwälten vorbehalten ist. 
 
Grundsätzlich hört die Erlaubnis dort auf, wo vertiefte Detailkenntnisse erforderlich 
sind. So schuldet der Architekt zwar die Rechnungsprüfung, nicht jedoch die rechtliche 
und steuerliche Beratung zu Einzelfragen wie der Berechtigung von 
Gegenansprüchen, den Rechnungsanforderungen des Umsatzsteuerrechts etc.. Er 
schuldet die Auflistung der Gewährleistungsfristen, nicht jedoch die rechtliche Beratung 
zu fraglichen Abnahmezeitpunkten oder Hemmungstatbeständen bei komplizierten 
Sachverhalten. 
 
Ist einem Architekten eine rechtliche Beratung im Einzelfall erlaubt, muss diese 
Beratung vollständig und richtig sein. Andernfalls macht sich der Architekt haftbar. 
 
Unabhängig von der Erlaubnis bestimmter Rechtsdienstleistungen richtet sich die 
Frage, in welchem Umfang der Architekt eine rechtliche Beratung schuldet nach dem 
Architektenvertrag. Gewisse Beratungspflichten ergeben sich aus den 
Grundleistungen und den besonderen Leistungen der HOAI. Grundsätzlich sind – wo 
durchsetzbar – klarstellende Regelungen im Architektenvertrag sinnvoll, wonach der 
Architekt nur berufsspezifische Architektenleistungen zu erbringen hat und keine 
Rechtsdienstleistungen schuldet. 
 
In zweifelhaften Fällen wäre dem Bauherren zu empfehlen, sich anwaltlichen Rat zu 
holen, anstelle sich wie üblich mit allen Fragen an seinen Architekten zu wenden. 
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Verstößt ein Architekt gegen gesetzliche Regelungen zur Rechtsberatung drohen ihm 
Abmahnungen durch Rechtsanwälte und Anwaltskammern oder auch Sanktionen 
durch die eigene Architektenkammer.  
 
Darüber hinaus droht ihm im Schadensfall auch der Verlust des 
Versicherungsschutzes. Grundsätzlich gewähren die Haftpflichtversicherer 
Versicherungsschutz für fehlerhafte Beratungsleistungen, solange sich ein Architekt im 
Rahmen der ihm erlaubten rechtlichen Beratungstätigkeit bewegt. Im Falle einer 
unerlaubten Rechtsberatung decken die Versicherer hingegen nicht die sich daraus 
ergebenden Schäden. 
 
Die rechtliche Beratung birgt insofern erhebliche Risiken für einen Architekten.  
 
Bitte setzen Sie sich daher im Zweifel mit uns in Verbindung, damit im Einzelfall geklärt 
werden kann, ob die fragliche Tätigkeit gestattet und von Ihrem Versicherungsschutz 
umfasst ist.  
 
 
 
Dr. Phillipp Schlüter  
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht, Stuttgart 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Beiträge dienen der generellen Information und wurden nach bestem Wissen verfasst. Für die Richtigkeit und Wiedergabe der Beiträge wird keine Gewähr übernommen. 
Die in diesem Informationsdienst veröffentlichten Beiträge sind urheberrechtlich geschützt. Alle Rechte zur Vervielfältigung und Verbreitung sind den Verfassern vorbehalten. 


